




















 
 
 
 
 
 

  

 
Beginn der Leistungen der Sozialhilfe bei Wohnhilfen im Rahmen der Eingliederungshilfe  
Bewertung des Urteils des SG Gelsenkirchen vom 18.10.2012 (S 8 SO 75/12) 
März 2013 
 
Der Landschaftsverband Westfalen Lippe hatte in unterschiedlichen Veröffentlichungen seine 
Rechtsauffassung zum Zeitpunkt des Beginns der Leistungen für Wohnhilfen im Rahmen der 
Eingliederungshilfe dargelegt. Ausführlich nachzulesen im Rundschreiben 8/2010 des LWL. 
 
Immer wieder wurde den Trägern seitens des LWL verdeutlicht, dass das Einsetzen der Hilfe-
leistung durch den LWL grundsätzlich erst nach der Hilfeplankonferenz bewilligt werden kann. 
Eine vorherige Hilfegewährung wird nur als sog. Eilfall in Ausnahmen bewilligt. 
 
Diese Rechtsauffassung muss nun durch das o.a. Urteil des Sozialgerichtes Gelsenkirchen 
revidiert werden. 
 
Das Gericht hat im Einzelfall die Bewilligung ab Antragseingang für notwendig gehalten. Gemäß 
§ 18 SGB XII setzt die Sozialhilfe dann ein, sobald dem Sozialhilfeträger bekannt ist, dass die 
Voraussetzungen für die Leistungen vorliegen.  
Das Gericht führt aus, dass es dafür ausreiche, dass „die Notwendigkeit der Hilfe dargetan oder 
sonst wie erkennbar ist“. Nicht notwendig ist es, dass die Hilfe schon im Detail bezifferbar ist. 
„Der Sozialhilfeträger muss, um Sozialhilfe zu gewähren, nur Kenntnis von dem Notfall haben, 
nicht aber in die Lage versetzt werden, die Höhe der Leistung bis ins Detail berechnen zu kön-
nen.“ 
So hat bereits das Bundessozialgericht in seiner Entscheidung vom 02.02.2012 (AZ: B 8 SO 
5/10R) entschieden. § 18 SGB XII soll einen niedrigschwelligen Zugang zum Sozialhilfesystem 
sicherstellen. Dementsprechend muss lediglich die Notwendigkeit der Hilfe erkennbar sein, 
nicht aber der Umfang. Der Antrag muss also nicht entscheidungsreif sein. „Es genüge vielmehr 
die Kenntnis der hauptsächlichen anspruchsbegründenden Tatsachen, so dass für den Träger 
der Sozialhilfe oder die von ihm beauftragten Stellen berechtigten Anlass zum Tätigwerden, 
insbesondere zur Aufnahme weiterer Nachforschungen, bestehen“(so auch bereits OVG NRW, 
Urteil vom 20.06.2001, Az.: 12 A 3386/98). 
 
Des Weiteren wird der LWL durch das Gericht darauf hingewiesen, dass die Auffassung erst ab 
Hilfeplankonferenz zu bewilligen schon deshalb nicht in Frage kommt, da es der LWL dann 
„willkürlich in der Hand hätte den Leistungszeitraum zu bestimmen“ und der Betroffene keinen 
Einfluss darauf hat.  
 
Insofern ist der Auffassung des LWL aus seinem Rundschreiben vom 03.12.2012 (AZ: 60-
57/018-00-01) nicht zu folgen wenn er feststellt, dass sich an der grundsätzlichen Rechtsauf-
fassung durch das Urteil nichts ändern würde. Erneut geht er auf den Eilfall im Sinne der Nothil-
fe ein, der in § 25 SGB XII geregelt und ein Ausnahmefall zum „Notfall“ als Anspruchsgrundlage 
des Einsetzens aller Sozialhilfeleistungen ist. Entscheidend für den Beginn der Leistung ist aber 
im Regelfall allein § 18 SGB XII, der wie beschrieben auszulegen ist. Grundlage der Prüfung 
des Gerichtes war dementsprechend allein § 18 SGB XII und nicht § 25 SGB XII. 
 
Schlussendlich sei darauf hingewiesen, dass das Urteil rechtskräftig ist, da die Berufung durch 
das Gericht nicht zugelassen wurde. Der Grund dafür ist, dass das Urteil nicht von anderen 
Entscheidungen anderer Gerichte in dieser Rechtsfrage abweicht. Soweit der LWL in seiner 
Argumentation auf die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes verweist sei ange-
merkt, dass die Zuständigkeit und Auslegung dieser Rechtsfrage bereits seit vielen Jahren in 
den Händen der Sozialgerichtsbarkeit liegt. 
 
 
 



 
 
 
 
 
 

  

Folgen und Handlungsempfehlungen: 
 
1. Der Beginn der Leistung setzt grundsätzlich ein, wenn dem LWL bekannt wird, dass eine 
Notlage besteht. Es ist nicht zwingend notwendig, dass die Bekanntmachung auf einem Formu-
lar oder Antrag des LWL erfolgt. Grundsätzlich ist auch ein formloser Antrag ausreichend. Die 
Umstände der Notlage des Betroffenen sollte dem LWL durch einen zumindest in seinen 
Grundzügen ausgefüllten Antrag zuzüglich geeigneter Nachweise anzeigt zu werden. Als sol-
che Nachweise kommen Arztberichte o.ä. in Betracht. Alle relevanten Unterlagen des Hilfeemp-
fängers, über die die Einrichtung oder der Dienst verfügt, sollten dem LWL bekannt gemacht 
werden, wenn sie vorliegen. Nicht notwendig ist zu diesem frühen Zeitpunkt der Nachweis von 
Einkommen und Vermögen. 
 
Im Fall der durch das Gericht entschieden wurde, hatte der Träger einen Erhebungsbogen des 
LWL, einen Sozialbericht sowie eine ärztliche Stellungnahme eingereicht. Die Nutzung des An-
tragsformulars ist sinnvoll, damit nicht wichtige Angaben zur Prüfung der Notlage durch den 
LWL vergessen werden und es so durch notwendige Nachfragen zu Verzögerungen kommen 
kann.  
 
Dem LWL müssen diese Unterlagen bekannt werden. Es gilt also als maßgeblicher Zeitpunkt 
der Eingang der Unterlagen beim LWL. Es reicht die Zusendung per Fax. 
 
2. Es ist zu beachten, dass das Risiko, ob und in welchem Umfang der Sozialhilfeträger die 
Hilfe dann letztendlich bewilligt, im Zweifel der Träger trägt, der in Vorleistung gegangen ist. In 
diesen Fällen kann die Vergütung der Leistung nur gegenüber dem Betroffenen gefordert wer-
den. Wenn sich die Hilfe aber im Nachhinein als notwendig erweist, ist die Bekanntmachung 
beim LWL der maßgebliche Zeitpunkt.  
 
Es ist weiterhin zu beachten, dass die Sozialhilfe nur dann für den Zeitraum vor dem Bescheid 
über die Leistung bewilligt wird, wenn eine Person/Träger die Leistung erbringt und diese auch 
in Rechnung stellt. Die Gewährung von Sozialhilfe ist grundsätzlich nur rückwirkend zulässig, 
wenn sie tatsächlich (gegen Geld) erbracht worden ist und nach Kenntnis des Sozialhilfeträgers 
erbracht worden ist (wie oben erläutert). Es wird daher empfohlen, einen Betreuungsvertrag mit 
dem Hilfeempfänger ab Beginn der Leistungserbringung abzuschließen, selbst wenn noch kei-
ne Bewilligung vorliegt. Grundsätzlich ist der Hilfeempfänger der Schuldner der Vergütung. So-
bald eine Bewilligung des LWL vorliegt, entfällt die Zahlungsverpflichtung des Hilfeempfängers 
in der bewilligten Höhe. Es wird auch empfohlen, offiziell die Rechnungen dem Betroffenen zu 
übersenden. Der Geldbetrag kann bis zur Entscheidung des LWL gestundet werden. Dieses 
Verfahren ist notwendig, damit nicht der Eindruck entsteht, die Einrichtung /der Dienst hätte die 
Leistung aus rein altruistischen Gründen erbracht und würde im Falle der Nichtbewilligung der 
Leistung auf die Bezahlung der tatsächlichen Dienstleistung verzichten. Dieses Verfahren ver-
deutlicht dem Hilfeempfänger auch seine Verpflichtung zur Mitwirkung im Verfahren (z.B. bei 
der Einreichung der notwendigen Unterlagen zur Prüfung von Einkommen und Vermögen). 
 
3. Sollte der LWL entgegen der hier vertretenen Rechtsauffassung nicht ab dem maßgeblichen 
Zeitpunkt die Leistung durch Bescheid bewilligen oder der Umfang der Hilfeleistung nicht der 
fachlichen Einschätzung entsprechen, so besteht die Möglichkeit für den Hilfeempfänger, gegen 
den Bescheid Widerspruch einzulegen und den weiteren Rechtsweg zu beschreiten. Spätes-
tens nach erfolgtem Widerspruchsbescheid macht es Sinn, einen Anwalt/ Anwältin heranzuzie-
hen. Dieser/diese wird für Menschen, die nicht über ausreichend Einkommen verfügen (wie dies 
in der überwiegenden Anzahl der Hilfeempfänger der Fall ist) Prozesskostenhilfe beantragen, 
so dass das Kostenrisiko relativ gering ist. Der Anwalt/ die Anwältin ist verpflichtet dazu aus-
führlich zu beraten. Dass sich der Rechtsweg in vielen Fällen lohnt, zeigt auch das als Aus-
gangspunkt dieses Rundschreibens herangezogene Gerichtsverfahren. Es ist auch im Interesse 
des Trägers, die Hilfeempfänger diesbezüglich zu unterstützen.  


	2012-12-03_lwl_leistungsbeginn_wohnhilfen
	sg_gelsenkirchen
	auswertung_sg_ge_sgb_xii

